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STADT LORSCH  BEBAUUNGSPLAN NR. 63
"ZWISCHEN SIEGFRIED- UND HEINRICHSTRASSE"
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Bebauungsplan Nr. 63
"Zwischen Siegfried-
und Heinrichstraße"
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beschlusses gemäß § 2 (1) BauGB

Bürgermeister

Lorsch, den

______________________________

12.     Mit der ortsüblichen Bekanntmachung gemäß
§ 10 BauGB am
tritt der Bebauungsplan in Kraft.

Satzung gemäß § 10 BauGB

11.     

Lorsch, den 

______________________________

Bürgermeister

10.     Beschluss über den Bebauungsplan als

gemäß § 4 (2)  BauGB mit Schreiben vom:

Planentwurfes gemäß § 3 (2) BauGB

gemäß § 3 (2) BauGB

Begründung gemäß § 3 (2) BauGB von:

6.     Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung

7.     Öffentliche Auslegung des Planentwurfes mit

3.     Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 

8.     Beteiligung der Behörden und 

5.     Beschluss über die öffentliche Auslegung des

1.     Aufstellungsbeschluss gem. § 2 (1) BauGB

VERFAHRENSVERMERKE 

2.     Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungs-

Christian Schönung

Christian Schönung

sonstiger Träger öffentlicher Belange 

gemäß § 3 (1) BauGB von:

und Frist zum:

4.     Frühzeitige Beteiligung der Behörden und
         sonstiger Träger öffentlicher Belange 

gemäß § 4 (1) BauGB mit Schreiben vom:

bis:

bis:

Stellungnahmen wurde in der Sitzung am
9.     Über die während der Auslegung eingegangenen

Beschluss gefasst.

Die Übereinstimmung des textlichen und
zeichnerischen Inhaltes dieses
Bebauungsplanes mit den Beschlüssen der
Stadtverordnetenversammlung sowie die
Einhaltung des gesetzlich vorgeschrieben
Verfahrens zur Aufstellung des
Bebauungsplanes unter Beachtung der
vorstehenden Verfahrensschritte werden
bekundet.

Der Bebauungsplan wird hiermit ausgefertigt.

Signaturen gemäß der Verordnung über die Ausarbeitung
der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes
(Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90)

Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs.1 Nr.1 des Baugesetzbuches -BauGB-, §§ 1 bis 11 der
Baunutzungsverordnung -BauNVO-)

Allgemeine Wohnbaugebiete
(§ 4 BauNVO)

LEGENDE

Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB, § 16 BauNVO)

GrundflächenzahlGRZ  0,4

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs.1 Nr.2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO)

offene Bauweise

abweichende Bauweise

o

a , b

A. Planungsrechtliche Festsetzungen (§9 (1-7) BauGB)

Baugrenze

Baulinie

Besondere Wohnbaugebiete
(§ 4a BauNVO)

Mischgebiete
(§ 6 BauNVO)

nur Einzelhäuser zulässig

nur Doppelhäuser zulässig

E

D

Flächen für Garagen und Stellplätze

Umgrenzung von Flächen für Garagen 
und Stellplätze
(§ 9 Abs.1 Nr.4 BauGB)

Stellplätze

Garagen

St

Ga

Verkehrsflächen
(§ 9 Abs.1 Nr.11 BauGB)

Öffentliche Straßenverkehrsflächen

Private Straßenverkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie

B. Sonstige Festsetzungen 

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
(§ 9 Abs.7 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, z.B. von Baugebieten,
oder Abgrenzung des Maßes der Nutzung innerhalb eines Baugebietes
(§ 1 Abs.4, § 16 Abs.5 BauNVO)

Gebäude vorhanden

Flurstücksgrenze vorhanden

Flurstücksnummer vorhanden

Maßangabe in Meter

250
4

20

C.   Hinweise, nachrichtliche Übernahme

Anforderungen an die Gestaltung

Firstrichtung

(§ 5 Abs.4, § 9 Abs.6 BauGB) 

Einzelanlagen (unbewegliche Kulturdenkmale), die dem
Denkmalschutz unterliegenD

WA

WB

MI

23.05.2019

02.03.2019

Umgrenzung der vernässungsgefährdeten Fläche
und des Risiko-Überschwemmungsgebietes der
Weschnitz

26.02.2019
20.12.2018

06.06.2019

Abgrenzung unterschiedlicher Festsetzungen zur
Haupfirstrichtung

Schlüsselnummer:
006-31-16-3029-004-063-00

01.02.2021
03.03.2021

27.01.2021
03.03.2021

17.02.2022

24.03.2022

15.03.2022

17.03.2022

22.09.2022

bis: 29.04.2022

RECHTSGRUNDLAGEN
1. Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017

(BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20.07.2022
(BGBl. I S. 1353) geändert worden ist.

2. Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die durch Artikel 2 des Gesetzes vom
14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist.

3. Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I
1991 S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl.
I S. 1802) geändert worden ist.

4. Hessische Bauordnung (HBO) Vom 28. Mai 2018 (GVBI. S. 198), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 03.06.2020 (GVBl. I S. 378)

5. Hessische Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung vom 07. März 2005 (GVBl.
I 2005 S. 142), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 11. Dezember
2020 (GVBl. S. 915)

6. Die zur Zeit der Aufstellung des Bebauungsplans geltenden Satzungen der
Stadt Lorsch

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
A. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN (§ 9 BAUGB)

1. Art der baulichen Nutzung (§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
1.1 Allgemeines Wohngebiet
1.1.1 In den Allgemeinen Wohngebieten sind allgemein zulässig:

• Wohngebäude,
• die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht 

störenden Handwerksbetriebe,
• Anlagen für soziale und gesundheitliche Zwecke,
• Räume für freie Berufe.

1.1.2 In den Allgemeinen Wohngebieten sind ausnahmsweise zulässig:
• Ferienwohnungen,
• sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,
• Tankstellen in Form von Stromtankstellen für Elektrofahrzeuge aller Art.

1.1.3 In den Allgemeinen Wohngebieten sind unzulässig
• Anlagen für kirchliche, kulturelle und sportliche Zwecke,
• Anlagen für Verwaltung,
• Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sofern sie nicht gemäß Festsetzung 1.1.2 

ausnahmsweise zulässig sind,
• Gartenbaubetriebe,
• Tankstellen, soweit sie nicht gemäß Festsetzung 1.1.2 ausnahmsweise zulässig sind,
• Fremdwerbung, d.h. bauliche Werbeanlagen, die nicht einem im Plangebiet zulässigerweise 

vorhandenen gewerblichen Angebot dienen.

1.2 Besonderes Wohngebiet
1.2.1 In den besonderen Wohngebieten sind allgemein zulässig:

• Wohngebäude,
• Läden, Schank- und Speisewirtschaften,
• Ferienwohnungen,
• sonstige Gewerbebetriebe,
• Geschäfts- und Bürogebäude,
• Anlagen für soziale und gesundheitliche Zwecke,
• Räume und Gebäude für freie Berufe,
• Tankstellen in Form von Stromtankstellen für Elektrofahrzeuge aller Art.

1.2.2 In den Besonderen Wohngebieten sind unzulässig:
• Anlagen für kirchliche, kulturelle und sportliche Zwecke,
• Beherbergungsbetriebe, soweit sie nicht gemäß Festsetzung 1.2.1 allgemein zulässig sind,
• Anlagen für zentrale Einrichtungen der Verwaltung,
• Gartenbaubetriebe,
• Tankstellen, soweit sie nicht gemäß Festsetzung 1.2.1 allgemein zulässig sind,
• Vergnügungsstätten,
• Fremdwerbung, d.h. bauliche Werbeanlagen, die nicht einem im Plangebiet zulässigerweise 

vorhandenen gewerblichen Angebot dienen.

1.3 Mischgebiet
1.3.1 In den Mischgebieten sind allgemein zulässig:

• Wohngebäude,
• Geschäfts- und Bürogebäude,
• Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des 

Beherbergungsgewerbes,
• sonstige Gewerbebetriebe, soweit sie das Wohnen nicht wesentlich stören,
• Anlagen für soziale und gesundheitliche Zwecke,
• Räume und Gebäude für freie Berufe,
• Gartenbaubetriebe,
• Tankstellen in Form von Stromtankstellen für Elektrofahrzeuge aller Art.

1.3.2 In den Mischgebieten sind ausnahmsweise zulässig:
• Anlagen für Verwaltung.

1.3.3 In den Mischgebieten sind unzulässig:
• Anlagen für kirchliche, kulturelle und sportliche Zwecke,
• Tankstellen, soweit sie nicht gemäß Festsetzung 1.3.1 allgemein zulässig sind,
•  Vergnügungsstätten,
• Fremdwerbung, d.h. bauliche Werbeanlagen, die nicht einem im Plangebiet zulässigerweise 

vorhandenen gewerblichen Angebot dienen.

2. Maß der baulichen Nutzung (§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
2.1 Die zulässige Grundfläche darf durch Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen 

im Sinne des § 14 BauNVO, bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das 
Baugrundstück lediglich unterbaut wird, sowie durch Terrassen und überdachte Terrassen ohne 
Seitenwände um maximal 50% überschritten werden.

2.2 In Bezug auf die nachfolgenden Festsetzungen gelten folgende Definitionen:
• Als straßenseitiger Grundstücksbereich gelten Grundstücksteile mit weniger als 10 m Abstand 

zur Straßenbegrenzungslinie der öffentlichen Verkehrsfläche.
• Als rückwärtiger Grundstücksbereich gelten Grundstücksteile mit mehr als 10 m Abstand zur 

Straßenbegrenzungslinie der öffentlichen Verkehrsfläche.
2.3 Für Gebäude, die sich ganz oder teilweise innerhalb des straßenseitigen Grundstücksbereichs 

befinden, sind maximal II Vollgeschosse zulässig.
2.4 Für Gebäude, die sich vollständig innerhalb des rückwärtigen Grundstücksbereichs befinden, ist 

maximal ein Vollgeschoss zulässig.
2.5 Die Traufhöhe ermittelt sich aus dem Abstand zwischen der Höhe des Bezugspunkts und dem 

Schnittpunkt zwischen Gebäudeaußenwand und Oberkante Dachhaut. Sie darf für maximal 1/3 der
zugehörigen Gebäudelänge überschritten werden.

2.6 Die Firsthöhe ermittelt sich aus dem Abstand zwischen der Höhe des Bezugspunkts und dem 
höchsten Punkt der Dachhaut.

2.7 Bezugspunkt für die Höhenfestsetzung ist die Hinterkante des Belages der der Erschließung 
dienenden Verkehrsfläche, gemessen in der Mitte der Grundstücksgrenze. Bei Baugrundstücken in 
zweiter Reihe ohne Grundstücksgrenze an der Erschließungsstraße dient die Mitte der 
tatsächlichen Zufahrt über den Vorderlieger an der Grenze zur öffentlichen Verkehrsfläche als 
Bezugspunkt.

2.8 Für Gebäude, die sich ganz oder teilweise im straßenseitigen Grundstücksbereich befinden, gilt:
• maximal zulässige Traufhöhe = 7 m
• maximal zulässige Firsthöhe = 12 m

2.9 Für Gebäude, die sich vollständig im rückwärtigen Grundstücksbereich befinden, gilt:
• maximal zulässige Traufhöhe für Flachdächer = 6,5 m
• maximal zulässige Traufhöhe für alle anderen Dachkonstruktionen = 5 m
• maximal zulässige Firsthöhe = 9 m

2.10 Beim Anbau an bestehende Gebäude bzw. bei der Erweiterung bestehender Gebäude kann 
ausnahmsweise eine Überschreitung der maximal zulässigen Trauf- und Firsthöhe zugelassen 
werden, wenn die festgesetzte Trauf- und / oder Firsthöhe bereits bei dem bestehenden Gebäude 
überschritten ist und diese durch den Anbau bzw. die Erweiterung nicht weitergehend überschritten 
wird.

3. Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)
Ausnahmsweise ist eine Überschreitung der festgesetzten Baulinien bzw. Baugrenzen bis zu einer 
Tiefe von 1,5 m durch untergeordnete Bauteile (z.B. Treppen, Rampen, Überdachungen, Erker, 
Balkone, technische Bauteile usw.) zulässig, wenn diese im Einzelnen nicht mehr als 1/3 der Breite 
der jeweiligen Außenwand in Anspruch nehmen. Gleiches gilt für hinter die Baulinie                                                     
zurückspringende Bauteile (z.B. Loggia). Die erforderlichen Grenzabstände nach HBO sind 
zwingend einzuhalten. Von der Ausnahmeregelung nicht betroffen ist die Baulinie entlang der 
Nibelungenstraße sowie die Baulinie entlang der Heinrichstraße südlich Hagenstraße. Hier ist eine 
Überschreitung der Baulinie oder ein Zurückspringen hinter die Baulinie unzulässig.

4. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)
4.1 Im Allgemeinen Wohngebiet WA 4 sowie im Besonderen Wohngebiet WB 2 sind ausnahmsweise 

auch Einzelhäuser zulässig, wenn durch die tatsächliche Ausformung der Bebauung oder durch 
Baulast sichergestellt wird, dass auf den angrenzenden Grundstücken keine einzelne 
Doppelhaushälfte verbleibt oder entstehen kann.

4.2 Im Geltungsbereich der abweichenden Bauweise a ist an die von der der Erschließung dienenden 
öffentlichen Erschließungsstraße aus gesehen linke seitliche Nachbargrenze anzubauen. Bei 
Gebäuden, die sich vollständig im rückwärtigen Grundstücksbereich befinden, ist ein beidseitiger 
Grenzanbau zulässig, sofern die überbaubare Grundstücksfläche einen beidseitigen Grenzanbau 
ermöglicht. Ausnahmsweise ist auch die offene Bauweise mit beidseitigem Grenzabstand zulässig.

4.3 Im Geltungsbereich der abweichenden Bauweise b ist an die von der öffentlichen 
Erschließungsstraße aus gesehen rechte seitliche Nachbargrenze anzubauen. Bei Gebäuden, die 
sich vollständig im rückwärtigen Grundstücksbereich befinden, ist ein beidseitiger Grenzanbau 
zulässig, sofern die überbaubare Grundstücksfläche einen beidseitigen Grenzanbau ermöglicht. 
Ausnahmsweise ist auch die offene Bauweise mit beidseitigen Grenzabstand zulässig.

5. Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)
5.1 Für Gebäude, die sich ganz oder teilweise im straßenseitigen Grundstücksbereich befinden, sind 

maximal zwei Wohnungen je Gebäude zulässig.
5.2 Im rückwärtigen Grundstücksbereich ist in Gebäuden, die nach Rechtskraft des Bebauungsplans 

neu errichtet werden, maximal eine Wohnung je Gebäude zulässig. Ausnahmsweise ist eine zweite 
Wohnung zulässig, wenn deren Wohnfläche die Größe von 40 m² nicht überschreitet.

5.3 Abweichend von Festsetzung 5.1 und 5.2 ist ausnahmsweise eine höhere Anzahl von Wohnungen 
zulässig, wenn das Gebäude dem Ersatz eines bei Rechtskraft des Bebauungsplans bestehenden 
Gebäudes dient. Dann ist maximal die Zahl der bei Rechtskraft des Bebauungsplans vorhandenen 
und zulässigerweise errichteten Wohnungen zulässig, wenn die gemäß Stellplatzsatzung der Stadt 
Lorsch notwendige Anzahl privater Stellplätze auf dem Grundstück nachgewiesen werden kann.

6. Flächen für Garagen, Stellplätze, Nebenanlagen und Nebengebäude (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 
BauGB)

6.1 Garagen, Stellplätze sowie nach Hessischer Bauordnung genehmigungspflichtige Nebenanlagen 
sind ausschließlich zwischen der Straßenbegrenzungslinie und der überbaubaren 
Grundstücksfläche, innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche sowie innerhalb der Flächen 
für Garagen und Stellplätze zulässig.

6.2 Garagen sind mit ihrer Zufahrtsseite mindestens 5,0 m hinter der Straßenbegrenzungslinie zu 
errichten.

6.3 Im Bereich zwischen Straßenbegrenzungslinie und der überbaubaren Grundstücksfläche darf die 
Summe der Nebenanlagen einen Bruttorauminhalt von 10 m3 nicht überschreiten.

6.4 Die der Versorgung des Baugebietes mit Elektrizität, Gas, Wasser sowie zur Ableitung von 
Abwasser dienenden Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 2 BauNVO sind im gesamten Plangebiet 
zulässig.

7. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 
Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

7.1 Das Material für die Dachflächen ist so zu wählen, dass das Regenwasser nicht nachteilig 
beeinflusst wird und vor Ort versickert werden kann. Dachflächen, Rinnen und Fallrohre aus 
unbehandelten Metallen (insbesondere Blei, Zink und Kupfer) sind unzulässig.

7.2 Auf den privaten Baugrundstücken sind PKW-Stellplätze, Zufahrten und Wege mit 
wasserdurchlässigen Belägen zu versehen, sofern das anfallende Niederschlagswasser nicht 
anderweitig auf dem Baugrundstück versickert wird.

7.3 Das auf den nach Rechtskraft des Bebauungsplans neu hergestellten befestigten Flächen und 
Dachflächen der privaten Baugrundstücke anfallende Niederschlagswasser ist – vorbehaltlich einer 
erforderlichen wasserrechtlichen Genehmigung – innerhalb des jeweiligen Baugrundstücks zur 
Versickerung zu bringen. Zwischen dem höchst gemessenen Grundwasserstand und der 
Versickerungsanlage muss mindestens 1 Meter Sickerraum verbleiben. Ausnahmsweise können 
Flächen wasserundurchlässig befestigt und das hier anfallende Oberflächenwasser, nach einer 
den Regeln der Technik entsprechenden Vorbehandlung, in den Entwässerungskanal eingeleitet 
werden, wenn dies aus Gründen des Grundwasserschutzes erforderlich ist.

7.4 Für die Außenbeleuchtung dürfen ausschließlich Lampen mit warmweißem Licht mit geringen 
Blauanteilen im Spektrum und einer Farbtemperatur von maximal 3000 Kelvin zum Einsatz 
kommen.

7.5 Flachdächer sowie geneigte Dächer bis 15° Neigung sind mindestens extensiv zu begrünen, 
soweit sie nicht durch Dachausstiege, Oberlichter, Dachterrassen oder in einer anderen mit einer 
Dachbegrünung unverträglichen Weise genutzt werden. Die Substratstärke muss mindestens 8 cm 
betragen. Die Dachflächen sind mit einer standortgerechten Gräser-/ Kräutermischung anzusäen 
oder mit standortgerechten Stauden und Sedumsprossen zu bepflanzen. 
Dach-Photovoltaikanlagen sind grundsätzlich mit einer Dachbegrünung vereinbar. Auf den Einsatz 
von Insektiziden ist zu verzichten.
Bei Gauben, Dachaufbauten und untergeordneten Gebäudeteilen kann auf eine Dachbegrünung 
verzichtet werden.

7.6 Geschlossene Wandflächen größer als 30 m² sind zu begrünen. Die Auswahl an Kletter- oder 
Rankpflanzen ist gemäß Pflanzliste 4 zu treffen.

7.7 Die Rodung von Bäumen und Sträuchern, die Durchführung von Abrissarbeiten und der Beginn 
von umfangreichen Umbaumaßnahmen ist ausschließlich im Zeitraum vom ersten Oktober bis zum 
letzten Tag im Februar zulässig. Vor dem Beginn von Abriss- und größeren Umbaumaßnahmen ist 

zu prüfen, ob es in Abrissgebäuden oder zu entfernenden Gebäudeteilen Winterquartiere der 
Fledermaus gibt.
Ausnahmsweise sind Abrissarbeiten sowie der Beginn umfangreicher Umbaumaßnahmen auch 
außerhalb des Zeitraums vom ersten Oktober bis zum letzten Tag im Februar zulässig, wenn 
nachgewiesen wird, dass keine artenschutzrechtlichen Belange entgegenstehen.

8. Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a 
BauGB)
Pflanzliste
Für die Erfüllung der Pflanzverpflichtung gemäß Festsetzung 7.6, 10.1 und 10.2 sind insbesondere 
die folgenden Arten zu verwenden.

Liste 1: Bäume, Wuchsklasse I (Hochstamm, 3xv., mit Ballen, Stammumfang mindestens    
16-18 cm):

  Botanischer Name Deutscher Name
Acer platanoides Spitzahorn
Acer pseudoplatanus Bergahorn
Quercus petraea Traubeneiche
Quercus robur (Fastigiata) Stieleiche (Säuleneiche)
Tilia cordata Winterlinde
Tilia platyphyllos Sommerlinde

Liste 2: Bäume, Wuchsklasse II, Baumarten (Hochstamm, 3xv., mit Ballen, Stammumfang 
mindestens 14 - 16 cm):
alte regionale Obstbaumsorten, hier insbesondere hessische Lokalsorten (z.B. Spitzrabau, 
Metzrenette, Gestreifter Matapfel, Ausbacher Roter, Kloppenheimer Streifling, Gacksapfel, Ditzels 
Rosenapfel, Körler Edelapfel, Heuchelheimer Schneeapfel), Wildobstsorten (z.B. Wildapfel, 
Wildbirne, Edeleberesche, Speierling, Elsbeere) und Streuobstbäume (z.B. Apfelbäume, Birnen, 
Kirschen, Zwetschgen, Mirabellen, Renekloden). Für die Pflanzung von Streuobstbäumen wird die 
Verwendung alter hessischer Lokalsorten empfohlen.

Botanischer Name Deutscher Name
Acer campestre Feldahorn
Alnus glutinosa Schwarz-Erle
Carpinus betulus Hainbuche
Fraxinus ornus Blumenesche
Sorbus aucuparia Vogelbeere
Salix aurita Ohr-Weide
Salix caprea Salweide
Sorbus aria Mehlbeere

Liste 3: Sträucher (2 x verpflanzter Strauch, mindestens 4 Triebe, mindestens 60 - 100 cm, 
Pflanzabstand maximal 1,5 m):

Botanischer Name Deutscher Name
Amelanchier lamarkii Felsenbirne
Amelanchier ovalis Gew. Felsenbirne
Berberis vulgaris Berberitze
Corylus avellana Haselnuss
Cornus mas Kornelkirsche
Cornus sanguinea Roter Hartriegel
Crataegus spp. Weißdorn-Arten
Lonicera nigra Schw. Heckenkirsche
Potentilla fruticosa Fünffingerstrauch
Prunus spinosa Schlehe
Rhammus catharticus Kreuzdorn
Rosa Arvensis Kriechrose
Rosa canina Hundsrose
Rosa gallica Essigrose
Rosa rubiginosa Weinrose
Rosa tomentosa Filzrose
Rosa agrestis Feldrose
Rosa corymbifera Buschrose
Sambucus nigra Schwarzer Holunder
Spirea salicifolia Weidenbl. Spierstrauch

Liste 4: Kletter- und Rankpflanzen

Botanischer Name Deutscher Name
Clematis vitalba Waldrebe
Hedera helix Efeu
Humulus lupulus Hopfen
Hydrangea petiolaris Kletterhortensie
Lonicera caprifolium Gartengeißblatt
Parthenocissus i.S. Wilder Wein in Sorten
Polygonum aubertii Schlingknöterich
Rosa i.S. Kletterrosen in Sorten

Spalierobst in Sorten
Vicia-Arten Wícken
Vitis vinifera ssp. vinifera Echte Weinrebe

B. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
9. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen
9.1 Die in der Planzeichnung festgesetzte Hauptfirstrichtung ist verbindlich für alle Hauptgebäude, die 

sich vollständig oder teilweise im straßenseitigen Grundstücksbereich befinden. Garagen und 
Nebenanlagen sowie Dachaufbauten dürfen von der festgesetzten Hauptfirstrichtung abweichen.

9.2 Als Dachformen sind Sattel-, Walm-, Krüppelwalm und Pyramidendächer mit einer Dachneigung 
von 20° - 45° zulässig. Für Hauptbaukörper mit einer Baukörperbreite von maximal 6 m – 
gemessen an der Schmalseite des Gebäudes - sind zusätzlich auch Pultdächer mit 20° - 45° 
Neigung zulässig.

9.3 Für Gebäude im rückwärtigen Grundstücksbereich sind zusätzlich zu Festsetzung 9.2 auch 
Flachdächer sowie geneigte Dächer bis 15° Neigung zulässig.

9.4 Für untergeordnete Gebäudeteile, Gauben, Dachaufbauten und Nebengiebel, Garagen und 
Nebenanlagen sind alle Dachformen bis 45° Neigung zulässig.

9.5 Die Gesamtlänge aller Gauben, Dachaufbauten, Dacheinschnitte und Nebengiebel darf maximal 
die Hälfte der Trauflänge der dazugehörigen Dachfläche betragen.

10. Gestaltung der nicht überbauten Grundstücksflächen bebauter Grundstücke
10.1 Im gesamten Plangebiet sind mindestens 30 % der Grundstücksfreiflächen mit standortgerechten 

Laubgehölzen der Pflanzlisten 1 bis 3 zu bepflanzen.
Die zu bepflanzende Fläche ist mit mindestens einem Strauch je 15 m² zu bepflanzen. Zusätzlich 
ist je 100 m² angefangener Grundstücksfreifläche mindestens 1 Baum zu pflanzen.

10.2 Der Bereich zwischen den Straßenbegrenzungslinien und der Vorderkante Baukörper (Vorgärten) 
ist zu mindestens 50 % als Grünfläche anzulegen und zu nutzen. Die Bepflanzung mit Bäumen und 
Sträuchern hat mit einheimischen und standortgerechten Arten gemäß Pflanzliste zu erfolgen.

10.3 Die Anlage von Schotter-, Splitt-, Kiesgärten und Ähnlichem ist unzulässig.
10.4 In den Allgemeinen Wohngebieten sind im Bereich zwischen den Straßenbegrenzungslinien und 

Vorderkante Baukörper (Vorgärten) Nutzgärten, Lager- oder Arbeitsflächen nicht zulässig.

11. Einfriedungen
11.1 Im Vorgartenbereich (der Fläche zwischen der straßenseitigen Grundstücksgrenze und der 

straßenseitigen Gebäudewand) sowie entlang der vom öffentlichen Straßenraum aus einsehbaren 
seitlichen Grundstücksgrenzen sind Einfriedungen ausschließlich als verputzte Mauern, in 
sichtbarem Mauerwerk oder als handwerklich gestaltete Holz- oder Metallzäune und -tore 
auszuführen. Weiterhin sind Hecken aus einheimischen Laubgehölzen gemäß Pflanzliste zulässig.

11.2 Die maximal zulässige Höhe der Grundstückseinfriedungen gemäß Festsetzung 11.1 beträgt
1,60 m, entlang der Heinrichstraße südlich Hagenstraße und entlang der Nibelungenstraße beträgt 
die maximal zulässige Höhe 1,80 m, jeweils gemessen ab Oberkante erschließender 
Verkehrsfläche an der Grundstücksgrenze.

11.3 Einfriedungen sind so zu gestalten, dass umlaufend durch Abstände zwischen Zaun und Boden 
mit einem Mindestabstand von 10 cm oder durch geeignete Durchlässe ein ungehinderter Wechsel 
von Kleinsäugern gewährleistet werden kann.

12. Werbeanlagen
12.1 Werbeanlagen sind ausschließlich an der Stätte der Leistung zulässig.
12.2 Für jede Gewerbe- bzw. Ladeneinheit ist höchstens eine Werbeanlage zulässig. Werbeanlagen 

sind nur im Erdgeschoss (bis Oberkante Decke über EG) zulässig. Die Gesamthöhe darf 0,6 m, die 
Gesamtfläche darf 1 m² nicht überschreiten. Ausleger - außer historischen - sind ausnahmsweise 
bis zu einer Ausladung von 0,8 m zulässig. Sie dürfen eine Gesamtfläche von 0,6 m² nicht 
überschreiten.

12.3 Sich drehende sowie blinkende Werbeanlagen, Wechsellicht, Laufbänder, Sky-Beamer sowie 
grelle Farben und Signalfarben sind nicht zulässig.

C. HINWEISE
Unabhängig von den folgenden Hinweisen ist für die bauliche und sonstige Nutzung der privaten 
Baugrundstücke die zum jeweiligen Zeitpunkt gültige Rechtslage des Baurechts sowie weiterer zu 
beachtender Gesetze und untergesetzlicher Regelungen abzufragen und zu berücksichtigen.

Stellplatzsatzung
Die Stellplatzsatzung der Stadt Lorsch in der aktuell gültigen Fassung ist anzuwenden.

Baumschutzsatzung
Die Baumschutzsatzung der Stadt Lorsch in der aktuell gültigen Fassung ist anzuwenden.

Vernässungsgefährdete Flächen
Der Plangeltungsbereich ist als vernässungsgefährdete Fläche gekennzeichnet. Es wird darauf 
hingewiesen, dass das Plangebiet im räumlichen Geltungsbereich des 
Grundwasserbewirtschaftungsplans Hessisches Ried (mit Datum vom 9. April 1999 festgestellt und 
veröffentlicht im Staatsanzeiger für das Land Hessen 21/1999 S. 1659 in der Fassung vom 17. Juli 
2006 veröffentlicht im Staatsanzeiger 31/2006 S. 1704) liegt, dessen Vorgaben zu beachten sind.
Anhand der vorliegenden Grundwasserflurabstandskarten ist im gesamten Plangebiet mit sehr 
hohen und stark schwankenden Grundwasserständen zu rechnen. Es wird darauf hingewiesen, 
dass entsprechende bauliche Maßnahmen zum Schutz gegen Grundwassereinfluss vorzusehen 
sind. Zur Bemessung von Bauwerken, auch Bauwerken zur Versickerung von Regenwasser, sind 
die in dem der Stadt Lorsch vorliegenden und auf der Homepage der Stadt Lorsch einsehbaren 
Gutachten (Ing.-Büro BGS-Umweltplanung GmbH, Darmstadt) angegebenen 
Bemessungsgrundwasserstände für Bauwerksabdichtungen in Lorsch anzusetzen, um 
Vernässungsschäden zu vermeiden.
Infolge von Grundwasserschwankungen ist auch mit Setzungen und Schrumpfungen des 
Untergrundes zu rechnen. Aufgrund der bestehenden und künftig zu erwartenden 
Grundwasserstände sind in Abhängigkeit von der Lage des Bauvorhabens im Plangebiet und der 
Tiefe von Fundamentierung und ggf. Kellerräumen entsprechende bauliche Maßnahmen zum 
Schutz gegen Grundwassereinfluss vorzusehen. Zur Berücksichtigung der lokalen Boden- und 
Grundwasserverhältnisse wird die Erstellung eines vorhabenbezogenen Gutachtens dringend 
empfohlen. Wer in ein vernässtes oder vernässungsgefährdetes Gebiet hineinbaut und keine 
Schutzvorkehrungen gegen Vernässungsschäden trifft, kann bei auftretenden Vernässungen keine 
Entschädigung verlangen. Forderungen gegen die Stadt Lorsch, gegen Gebietskörperschaften, 
das Land oder den Bund bei Eintritt von Grundwasserschäden sind ausgeschlossen.

Verwendung regenerativer Energien
Zur Minimierung schädlicher Umweltbelastungen (Reduzierung klimarelevanter Emissionen) sowie 
zur rationellen Verwendung von Energie wird der Einsatz regenerativer Energieformen (z.B. 
Erdwärme, Solar- oder Photovoltaikanlagen, Holzpellets etc.) empfohlen. In diesem 
Zusammenhang wird im Besonderen empfohlen, bei der Errichtung von Gebäuden die hierfür 
erforderlichen Maßnahmen, insbesondere für den Einsatz von Photovoltaik, zu treffen.
Auf die Bestimmungen des am 1. November 2020 in Kraft getretenen Gebäudeenergiegesetzes 
(GEG), mit dem alle Regeln und Standards bei Neubau, Renovierung oder Umbau von Wohn- und 
Gewerbeimmobilien definiert werden, wird verwiesen.
Zur Nutzung von Erdwärme gilt eine Bohrtiefenbegrenzung, Bohrungen erfordern eine 
wasserrechtliche Erlaubnis. Einzelheiten sind mit der zuständigen Unteren Wasserbehörde des 
Kreises Bergstraße abzustimmen.

Kampfmittel
Über die Fläche des Geltungsbereiches liegen dem Kampfmittelräumdienst aussagefähige 
Luftbilder vor. Eine Auswertung dieser Luftbilder hat keinen begründeten Verdacht ergeben, dass 
mit dem Auffinden von Bombenblindgängern zu rechnen ist. Da auch sonstige Erkenntnisse über 
eine mögliche Munitionsbelastung dieser Fläche nicht vorliegen, ist eine systematische 
Flächenabsuche nach Aussage des Kampfmittelräumdienstes nicht erforderlich.
Soweit entgegen den vorliegenden Erkenntnissen im Zuge der Bauarbeiten ein 
kampfmittelverdächtiger Gegenstand gefunden werden sollte, ist der Kampfmittelräumdienst 
unverzüglich zu verständigen.

Niederschlagswasser
Als fachliche Grundlage für die Ausgestaltung der Versickerungseinrichtungen auf den privaten 
Baugrundstücken wird die Erstellung eines vorhabenbezogenen Gutachtens zur Berücksichtigung 
der lokalen Boden- und Grundwasserverhältnisse dringend empfohlen.
Gemäß der Unteren Wasserbehörde des Kreises Bergstraße ist der 
Bemessungsgrundwasserstand für Versickerungsanlagen auf 92,00 m ü NN festzusetzen.
Die Sohlen der Versickerungsanlagen müssen höher als 93,00 m ü NN liegen, um den einen Meter 
zum Bemessungsgrundwasserstand einzuhalten. Das Einleiten aller versiegelter Flächen in eine 
Versickerungsanlage ist bei der Wasserbehörde zu beantragen. Für die 
Niederschlagswasserversickerung benötigte Flächen sollten frühestmöglich berechnet und in der 
Planung berücksichtigt werden.
Auf die weiteren Erläuterungen des Kapitels 6.2.3 der Begründung wird verwiesen.
Ergänzend wird auf die neuesten Entwicklungen im Bereich der allgemein anerkannten Regeln der 
Technik hingewiesen. So sind für Planungsvorhaben die Arbeitsblätter DWA-A 102-1, DWA-A 
102-2 und DWA-A 102-3 sowie das Merkblatt DWA-M 102-4 zu beachten, die in Teilen das 
Merkblatt DWA M 153 ersetzen. Die Ausführungen zur Versickerung von Niederschlagswasser 
bleiben bis zum Erscheinen der Neufassung des Arbeitsblattes DWA-A 138 in Kraft. Demnach ist 
bei zukünftigen Planungen in der Siedlungsentwässerung dem in § 55 Abs. 2 
Wasserhaushaltsgesetz enthaltenen Gebot, Niederschlagswasser nicht mit Schmutzwasser zu 
vermischen, besondere Beachtung zu schenken. Dabei ist künftig im Rahmen der Planungen eine 
Wasserhaushaltsbilanz z. B. analog dem Merkblatt DWA-M 102-4 zu erstellen.

Bodenschutz
Bei allen Baumaßnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist auf organoleptische 
Auffälligkeiten zu achten. Ergeben sich bei den Erdarbeiten Kenntnisse, die den Verdacht einer 
schädlichen Bodenverunreinigung begründen, sind diese umgehend der zuständigen Behörde, 
dem Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt Darmstadt, Dezernat 
IV/Da 41.5, Bodenschutz, mitzuteilen. Darüber hinaus ist ein Fachgutachter in Altlastenfragen 
hinzuzuziehen.
Schädliche Bodenveränderungen im Sinne des § 2 Abs. 3 Bundes-Bodenschutzgesetz sind 
Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder 
erhebliche Belästigungen für den einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizuführen.

In der Altflächendatei des Hessischen Landesamtes für Naturschutz, Umwelt und Geologie finden 
sich für das Plangebiet insgesamt 11 Eintragungen zu Altstandorten, davon 8 in der Heinrichstraße 
und jeweils einer in der Kolpingstraße, Siegfriedstraße und Nibelungenstraße

Adresse Betrieb
Straße   Hausnummer
Heinrichstraße 10 Holzbearbeitungsbetrieb
Heinrichstraße 16 Zimmergeschäft und Treppenbau
Heinrichstraße 18 Schreinerei
Heinrichstraße 18A Groß- und Einzelhandel mit Malerbedarfsartikeln
Heinrichstraße 26 Schreinerei
Heinrichstraße 34 Vermittlung von Kraftfahrzeugen
Heinrichstraße 38 Transportunternehmen mit Güterverkehr
Heinrichstraße 58 Schlosserei, Stahlbau, Montage
Kolpingstraße 12 Baugeschäft
Siegfriedstraße 13 Schwimmbadbeschichtung/Polyester
Nibelungenstraße 119 Wäscherei

Die in der obigen Liste farbig unterlegten Einträge wurden als Altstandorte mit hohem oder sehr 

hohem Gefährdungspotenzial bewertet und entsprechend der Anregung der Oberen 
Bodenschutzbehörde im Rahmen einer historischen Recherche näher untersucht. Das Ingenieurbüro
für Geotechnik, Messel, kam in allen drei Fällen zu dem Ergebnis, dass nach Ansicht des Gutachters
kein weiterer Handlungsbedarf besteht. Seitens des Gutachters wurde für alle untersuchten 
Standorte das Ausscheiden aus der weiteren Bearbeitung empfohlen. Gemäß der Bewertung des 
Regierungspräsidiums Darmstadt als zuständige Bodenschutzbehörde können die Altflächen 
Heinrichstraße 38 und Siegfriedstraße 13 damit aus der Altflächendatei gelöscht werden, da die 
Grundstücke nachweislich nur zu Wohnzwecken dienten.
Die Altfläche Kolpingstraße 12 verbleibt aufgrund der gewerblichen Nutzung in der Altflächendatei, 
der Status wird jedoch auf „Anfangsverdacht nicht bestätigt“ gesetzt.

Aus der Auflistung der kartierten Altstandorte kann nicht gefolgert werden, dass sich im Plangebiet 
keine weiteren Altstandorte oder Flächen mit tatsächlichen schädlichen Bodenveränderungen 
befinden, die nicht in der Altflächendatei vermerkt sind.

Schutz des Mutterbodens
Gemäß § 202 BauGB ist Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen 
sowie bei wesentlichen anderen Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, in nutzbarem 
Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen.

Verwendung von Recyclingmaterial
Sofern Geländeauffüllung oder Bodenaustausch vorgenommen werden, gilt:
• Unterhalb 93,00 m üNN darf ausschließlich Material eingebaut werden, das die Eluatwerte der 

BBodSchV1 )  für den Wirkungspfad Boden-Grundwasser alternativ die Zuordnungswerte Z 0 der 
LAGA M 20²) bzw. der LAGA TR Boden³) unterschreitet.

• Oberhalb 93,00 m üNN im nicht überbauten Bereich, d. h. unterhalb wasserdurchlässiger Bereiche 
(Pflaster, etc.) darf auch Material eingebaut werden, das die Zuordnungswerte Z 1.1. der LAGA M 
20²) bzw. die Zuornungswerte Z0* der LAGA TR Boden3) unterschreitet.

• Oberhalb 93,00 m üNN im überbauten Bereich, d. h. unterhalb der wasserundurchlässigen 
Bereiche kann gegebenenfalls auch Material eingebaut werden, das die Zuordnungswerte Z 1.2. 
der LAGA M 20²) unterschreitet.

• In den Bereichen der Versickerungsanlagen darf über die gesamte Mächtigkeit der Bodenschicht 
ausschließlich Material eingebaut werden, das die Eluatwerte der BBodSchV1 )  für den 
Wirkungspfad Boden-Grundwasser alternativ die Zuordnungswerte Z0 der LAGA M 20²) bzw. Z 0 
der LAGA TR Boden³) unterschreitet.

• Der Oberboden im nicht überbauten Bereich (z. B. Grünflächen) muss die Prüfwerte der 
Bundes-BBodSchV1) für den Wirkungspfad Boden-Mensch einhalten.

Anm. 1) Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung vom 12. Juli 1999
Anm. 2) LAGA-Regelwerk “Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen - 
Technische Regeln” Mitteilung 20 vom 06.11.1997 mit den überarbeiteten Zuordnungswerten siehe 
Merkblatt „Entsorgung von Bauabfällen“ der hessischen Regierungspräsidien Stand 1.9.2018.
Anm. 3) LAGA-Regelwerk “Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen, 
1.2. Bodenmaterial (TR Boden)“ vom 5.11.2004
Eine wasserrechtliche oder bodenschutzrechtliche Erlaubnis zum Einbau von Recyclingmaterial 
oder anderer Baustoffe erfolgt nicht. Es liegt in der Verantwortung der Bauherren bzw. der durch sie 
beauftragten Sachverständigen, die geltenden Gesetze, Regelwerke und Richtlinien einzuhalten.

Artenschutz
Bei der Umsetzung des Bebauungsplans sind die artenschutzrechtlichen Störungs- und 
Zugriffsverbote des Bundesnaturschutzgesetzes (z. Zt. § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG) zu 
beachten - und zwar unabhängig davon, ob die Maßnahmen baugenehmigungspflichtig sind oder 
nicht. Werden geschützte Arten (z. B. europäische Vogelarten, Zauneidechse) getötet bzw. erheblich 
gestört oder deren Lebensstätten beschädigt bzw. zerstört, kann es sich um einen Verstoß gegen 
die artenschutzrechtlichen Verbote handeln. Die Details sind den gesetzlichen Regelungen zu 
entnehmen. Verstöße gegen die artenschutzrechtlichen Verbote fallen unter die Bußgeld- bzw. 
Strafvorschriften (§§ 69 und 71 a BNatSchG).
Um einen solchen Verstoß zu vermeiden, sollte im Vorfeld baulicher Veränderungen der Bestand 
durch eine fachlich qualifizierte Person auf das Vorkommen relevanter geschützter Tierarten 
kontrolliert werden. Konfliktfreie Ausführungszeiten sollten festgelegt werden. Auch die Durchführung 
der baulichen Maßnahmen sollte von einer „ökologischen Baubegleitung" betreut werden. Ein 
Bericht über das Ergebnis der ökologischen Baubegleitung (unter Benennung vorgefundener Arten 
sowie der Vermeidungsmaßnahmen) sollte der Unteren Naturschutzbehörde vorgelegt werden. 
Zeitliche Verschiebungen bei der Durchführung der baulichen Maßnahmen sollten einkalkuliert 
werden (z. B. bis zum Ausfliegen von Jungvögeln). Gegebenenfalls bedarf es als Voraussetzung für 
die Realisierung der Bauvorhaben einer artenschutzrechtlichen Genehmigung, die bei der Unteren 
Naturschutzbehörde des Kreises Bergstraße zu beantragen ist.

Denkmalschutz
Baudenkmäler
Gemäß des Denkmalverzeichnisses des Landes Hessen befindet sich im Plangebiet folgendes 
Baudenkmal:
• Heinrichstraße 2

In die Einfriedungsmauer eingestelltes Kruzifix aus rotem Sandstein. Das ebenfalls bündig 
eingelassene Podest trägt auf seiner Vorderseite im Spiegelfeld mit eingekurvten Ecken die 
Jahreszahl 1792, das Kreuz mit dem gedrungenen Korpus dagegen ist neueren Datums.
Es ist Kulturdenkmal aus geschichtlichen Gründen.

Für Maßnahmen am Kulturdenkmal oder in der Umgebung des Kulturdenkmals ist eine 
denkmalschutzrechtliche Genehmigung bei der Unteren Denkmalschutzbehörde einzuholen.
Nach § 18 Abs. 1 Hess. Denkmalschutzgesetz (HDSchG) bedarf der Genehmigung der 
Denkmalschutzbehörde, wer ein Kulturdenkmal oder Teile davon
1. zerstören oder beseitigen,
2. an einen anderen Ort verbringen,
3. umgestalten oder instand setzen,
4. mit Werbeanlagen versehen will.
Der Genehmigung der Denkmalschutzbehörde bedarf nach § 18 Abs. 2 HDSchG ferner, wer in der 
Umgebung eines unbeweglichen Kulturdenkmals Anlagen errichten, verändern oder beseitigen will, 
wenn sich dies auf den Bestand oder das Erscheinungsbild des Kulturdenkmals auswirken kann.
Es wird empfohlen, bei geplanten Vorhaben an oder in Kulturdenkmälern oder Gesamtanlagen 
rechtzeitig Kontakt mit der Denkmalschutzbehörde aufzunehmen.

Bodendenkmäler
Wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmäler bekannt werden, so ist dies dem Landesamt für 
Denkmalpflege, hessenArchäologie, oder der Unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich 
anzuzeigen.

Brandschutz
Die Feuerwehr der Stadt Lorsch verfügte zum Zeitpunkt der Aufstellung dieses Bebauungsplans 
über kein Hubrettungsfahrzeug, das im Plangebiet eingesetzt werden kann, um Personen aus 
oberen Stockwerken eines Gebäudes retten zu können. Gegebenenfalls ist im Rahmen des 
Brandschutzes gebäudeseitig ein baulicher zweiter Rettungsweg vorzuhalten.
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